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Aufsätze 
Zur Frage der Zulässigkeit von Fördermaßnahmen zugunsten 
privater Anbieter, die aus dem Aufkommen der Rundfunkgebühr 
finanziert werden* 
V o n Professor Dr . Peter Badura, München** 
I. Die Fragestellung 
Die Rundfunkgebühr ist eine öffentliche Abgabe, die 
als Gegenleistung für die Veranstaltung von Rundfunk-
sendungen durch öffentlich-rechtliche Anstalten von den 
ein Empfangsgerät bereithaltenden Teilnehmern erho-
ben wird. Wie alle öffentlichen Abgaben, die im Rah-
men öffentlich-rechtlicher Rechtsverhältnisse auferlegt 
und geschuldet werden, ist die Rundfunkgebühr eine 
Geldleistung, deren Rechtsgrund die Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben ist. 
M i t der Entwicklung eines dualen Systems öffentlich-
rechtlicher Rundfunkanstalten und privater Rundfunk-
unternehmen geht notwendig die Ausbildung eines 
dualen Systems der Finanzierung durch Rundfunkge-
bühren im Bereich des öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
wesens und durch privatrechtliche Teilnehmerentgelte 
oder Werbeeinnahmen bei den privaten Rundfunkunter-
nehmen einher. Die unternehmerische oder »erwerbs-
wirtschaftliche« Veranstaltung von Rundfunksendungen 
bleibt auf marktwirtschaftliche Einnahmen angewiesen 
und kann nicht durch Rundfunkgebühren finanziert 
werden. 
Der Staatsvertrag zur Neuordnung des Rundfunkwe-
sens (Rundfunkstaatsvertrag) vom 1./3. A p r i l 1987 
enthält Regelungen für den öffentlich-rechtlichen und 
den privaten Rundfunk in einem dualen System. Seine 
Abreden gelten auch für die Veranstaltung von Rund-
funk in Bayern, obwohl dort das in A r t . l i l a Abs . 2 Satz 
1 B V verankerte Gebot, Rundfunk in öffentlich-rechtli-
cher Trägerschaft zu betreiben, ein duales System aus 
öffentlich-rechtlichem Rundfunk und Privatfunk aus-
schließt 1 . 
In Bayern besteht ein öffentlich-rechtliches Rund-
funksystem mit zwei Trägern von Rundfunkveranstal-
tungen, der Anstalt »Bayerischer Rundfunk« und der 
Bayerischen Landeszentrale für neue Medien. Stellung, 
Aufgaben und Wirkungskreis der Rundfunkanstalt und 
der Landeszentrale sind - ungeachtet der gemeinsamen 
verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen nach Ar t . 
l i l a B V - in wesentlichen Punkten nicht vergleichbar. 
Der Bayerische Rundfunk, dessen Organisation und 
Tätigkeit im Gesetz über die Errichtung und Aufgaben 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts »Der Bayerische 
Rundfunk« (Bayerisches Rundfunkgesetz) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. September 1973 
( G V B 1 . S. 563, BayRS 2251-1-K), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Juli 1987 (GVB1. S. 214) geregelt ist, ist 
die in Bayern bestehende Landesrundfunkanstalt; er ist 
Mitglied der A R D . Die Bayerische Landeszentrale für 
neue Medien, deren Organisation und Tätigkeit im 
Gesetz über die Erprobung und Entwicklung neuer 
Rundfunkangebote und anderer Mediendienste in Bay-
ern (Medienerprobungs- und -entwicklungsgesetz -
M E G ) vom 22. November 1984 (GVB1. S. 445; ber. 
S. 546) geregelt ist, hat als öffentlich-rechtlicher Träger 
von Rundfunk in Bayern u.a. die Aufgabe, die von den 
Kabelgesellschaften aus Beiträgen privater Anbieter 
organisierten Rundfunkprogramme mit Hilfe ihrer ge-
setzlichen Steuerungs- und Eingriffsbefugnisse zu veran-
stalten. Die in den anderen Bundesländern durch Lan-
desmedienanstalten wahrgenommenen Aufgaben und 
Befugnisse der Rundfunkaufsicht über private Veran-
stalter gehen in Bayern in den qualitativ verschiedenen, 
weitergehenden Steuerungs-, Gestaltungs- und E i n -
griffsvollmachten der Landeszentrale für neue Medien 
auf. 
Die Rundfunkaufsicht über private Rundfunkunter-
nehmen beruht auf der in A r t . 5 Abs . 1 Satz 2 G G 
angeordneten Gewährleistungsaufgabe des Staates für 
die Freiheit des Rundfunks 2. 
Diesem rundfunkverfassungsrechtlichen Leitprinzip 
folgend sieht der Rundfunkstaatsvertrag in Ar t . 6 
(»Finanzierung besonderer Aufgaben«) u.a. vor, daß ein 
* Dem Beitrag liegt ein Rechtsgutachten zugrunde, das der Verfas-
ser für den Bayerischen Rundfunk erstattet hat. 
** Der Verfasser ist Professor für öffentliches Recht, Rechts- und 
Staatsphilosophie an der juristischen Fakultät der Ludwig-
Maximilians-Universität München. 
1 BayVerfGH, Entsch. vom 21.11.1986, MP 1987, S. 1. 
2 BVerfGE 57, 295/319 ff. 
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zusätzlicher Antei l an der einheitlichen Rundfunkge-
bühr in H ö h e von 2 v . H . zur Finanzierung der Zulas-
sungs- und Aufsichtsfunktionen der für private Veran-
stalter nach Landesrecht zuständigen Stellen verwendet 
werden darf. Ungeachtet der Zulassung einer Verwen-
dung eines Anteils am Rundfunkgebührenaufkommen 
für diese Aufgabe und für die anderen in Ar t . 6 Abs . 1 
des Vertrages genannten besonderen Aufgaben bekräf-
tigt der Rundfunkstaatsvertrag den Grundsatz: »Eine 
Finanzierung privater Veranstalter aus der Rundfunkge-
bühr ist unzulässig« (Art . 6 Abs . 3 Satz 1 des Vertrages). 
Im Hinblick auf die bayerische Rundfunkverfassung 
enthält der A r t . 15 des Vertrages folgende »Regelung für 
Bayern«: »Der Freistaat Bayern ist berechtigt, eine 
Verwendung des Anteils an der Rundfunkgebühr nach 
A r t . 6 zur Finanzierung der landesgesetzlich bestimmten 
Aufgaben der Bayerischen Landeszentrale für neue 
Medien im Rahmen der öffentlich-rechtlichen Träger-
schaft vorzusehen. Im übrigen finden die für private 
Veranstalter geltenden Bestimmungen dieses Staatsver-
trages auf Anbieter nach bayerischem Recht entspre-
chende Anwendung.« V o n dem landesrechtlichen Vor -
behalt des A r t . 15 des Staatsvertrages macht die Novelle 
zum M E G in der Weise Gebrauch, daß in die aus dem 
Rundfunkgebührenantei l mitzufinanzierenden Aufga-
ben der Landeszentrale auch die Förderung der Vielfalt 
der Rundfunkprogramme eingeschlossen wird (Art . 10 
Satz 1 Nr . 9 in Verb, mit A r t . 20 Abs . 1 Nr . 2 in der 
Fassung des Entwurfs 3). 
Mi t der Novellierung des M E G wird somit ein Ante i l 
des Aufkommens der Rundfunkgebühr über die Dek-
kung der Kosten für die Rundfunkaufsicht im engeren 
Sinn der Finanzierung von Rundfunkprogrammen priva-
ter Anbieter zugute kommen, die im Rahmen des von 
der Landeszentrale veranstalteten zweiten öffentlich-
rechtlichen Rundfunks in Bayern organisiert werden. 
Die in Bayern vorgesehene Finanzierung »besonderer 
Aufgaben« aus dem Aufkommen der Rundfunkgebühr 
wirft die Frage auf, wo die finanzrechtlichen Grenzen für 
die Verwendung des Rundfunkgebührenaufkommens 
verlaufen. Diese Frage stellt sich hier nur für die 
besonderen Bedingungen der Rundfunkverfassung in 
Bayern. 
II. Rundfunk im Freistaat Bayern 
1 . D e r öffentlich-rechtliche O r g a n i s a t i o n s - u n d V e r a n -
s t a l t u n g s v o r b e h a l t gemäß A r t . 1 1 1 a Abs. 2 B V 
In A r t . 111 a Abs . 1 Satz 1 B V wird die Freiheit des 
Rundfunks als Grundrecht verbürgt und institutionell 
garantiert4. Der R u n d f u n k a r t i k e l gestaltet die verfas-
sungsrechtlich garantierte Rundfunkfreiheit selbst durch 
A r t . 111 a Abs . 2 Satz 1 in der Richtung aus, daß er 
vorschreibt: »Rundfunk wird in öffentlicher Verantwor-
tung und in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft betrie-
ben«. Damit wird der Rundfunk in Bayern einer 
öffentlich-rechtlichen Organisations- und Betriebsform 
vorbehalten. Dieser Vorbehalt begründet zwar kein 
Monopol für eine einzige Anstalt des öffentlichen 
Rechts, versperrt aber - nach der strengen Auslegung 
des B a y V e r f G H - Privaten den Zugang zum Rundfunk, 
d.h. zur Veranstaltung von Rundfunksendungen. Nach 
bayerischem Verfassungsrecht hat kein Privater A n -
spruch auf Zulassung zum Rundfunkbetrieb 5. Technisch 
ausgedrückt ist somit Subjekt des durch A r t . 111 a 
Abs . 1 Satz 1 B V gewährten Grundrechts, wer nach Ar t . 
111 a Abs . 2 Satz 1 B V Rundfunk betreibt 6. 
Der bayerische Rundfunkartikel beruht auf dem 
Gedanken, daß es zur Gewährleistung der Freiheit des 
Rundfunks nicht genügt, daß Rundfunk in öffentlicher 
Verantwortung und unter öffentlich-rechtlicher Aufsicht 
veranstaltet wird. Einen »Rundfunkmarkt« , dessen Pro-
gramm nur nach den Kategorien von Angebot und 
Nachfrage zustandekommt, darf es im Bereich des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks nicht geben. Dem 
trägt die kraft A r t . 111 a Abs . 2 Satz 1 B V geltende 
öffentlich-rechtliche Trägerschaft des Rundfunks Rech-
nung. E i n öffentlich-rechtlicher Träger veranstaltet 
Rundfunk ohne Gewinnstreben in gemeinnütziger 
Weise 7 . 
Das verfassungsrechtliche Gebot, Rundfunk in öffent-
lich-rechtlicher Trägerschaft zu betreiben, bedeutet 
mehr als bloße Beaufsichtigung und Kontrolle von privat 
betriebenem Rundfunk in öffentlicher Verantwortung. 
Für den öffentlich-rechtlichen Organisations- und Ver-
anstaltungsvorbehalt des A r t . 111 a Abs . 2 Satz 1 B V ist 
entscheidend, daß der durch Gesetz zu errichtende 
öffentlich-rechtliche Träger der Rundfunkveranstaltung 
rechtlich und tatsächlich ausreichende Möglichkeiten 
der Einflußnahme auf das Programm hat und dieses 
selbst verantwortet. E r muß über ausreichende und 
wirksame Steuerungs- und Eingriffsbefugnisse in bezug 
auf die Programmgestaltung verfügen, das Programm 
jedoch nicht selbst herstellen oder inhaltlich gestalten 
und auch die Sendungen nicht selbst technisch bewerk-
stelligen 8. 
Der öffentlich-rechtliche Vorbehalt des bayerischen 
Verfassungsrechts engt die nach A r t . 5 A b s . 1 Satz 2 G G 
gegebene Wahlmöglichkeit der organisatorischen Ge-
staltung auf eine Sicherung der Rundfunkfreiheit durch 
3 Gesetz zur Änderung des Medienerprobungs- und -entwicklungs-
gesetzes und des Bayerischen Rundfunkgesetzes vom 30. Juli 1987 
(GVB1. S. 214). - Gesetzentwurf der Staatsregierung, LTag-
Drucks. 11/1191. 
4 BayVerfGH aaO., S. 37. 
5 BayVerfGH aaO., S. 38 f., 55. 
6 Th. Meder, Die Verfassung des Freistaates Bayern, 3. Aufl., 1985, 
Art. 111 a, Rnr. 2. 
7 BayVerfGH aaO., S. 53 f. 
8 BayVerfGH aaO., S. 39. 
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ein binnenplurales Model l öffentlich-rechtlich veranstal-
teten Rundfunks ein 9 . Der bayerische Verfassungsgeber 
orientiert sich damit an einer Auslegung des A r t . 5 
Abs. 1 Satz 2 G G , wonach das bundesverfassungsrecht-
liche Grundrecht nach den derzeitigen Gegebenheiten 
kein für jedermann gegebenes Recht auf Zulassung -
oder gar Betät igung - als Rundfunkveranstalter begrün-
de 1 0 . Eine ausschließlich öffentlich-rechtliche Organisa-
tionsform des Rundfunks ist eine nach A r t . 5 Abs . 1 Satz 
2 G G mögliche Gestaltung des Rundfunkwesens. 
2. L a n d e s z e n t r a l e , K a b e l g e s e l l s c h a f t e n u n d p r i v a t e A n -
b i e t e r i m öffentlich-rechtlichen R u n d f u n k b e t r i e b des 
M e d i e n e r p r o b u n g s - u n d -entwicklungsgesetzes 
Rundfunk im Rahmen des M e d i e n e r p r o b u n g s - u n d 
-entwicklungsgesetzes wird in öffentlicher Verantwor-
tung und in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft der Bay-
erischen Landeszentrale für neue Medien betrieben. Die 
Landeszentrale ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentli-
chen Rechts; sie hat das Recht der Selbstverwaltung und 
unterliegt der Rechtsaufsicht der zuständigen obersten 
Landesbehörde (Art . 2 Abs . 1, 9 ff. M E G ) . 
Z u den Aufgaben der L a n d e s z e n t r a l e gehört es, 
örtlichen und überört l ichen Kabelgesellschaften die Or-
ganisation von Rundfunkprogrammen aus den von 
Anbietern gestalteten Beiträgen zu ermöglichen. In 
Wahrnehmung dieser Aufgabe hat sie u.a. für die 
Einhaltung der gesetzlichen Betimmungen - so der 
Sicherung der Ausgewogenheit des Programmangebots 
und der Meinungsvielfalt und der Beachtung der Pro-
grammgrundsätze (Art . 3, 4 M E G ) - zu sorgen und die 
Zusammenarbeit der Kabelgesellschaften mit den A n -
bietern von Beiträgen und den Betreibern von Anlagen 
zu fördern (Art . 2 Abs . 2, 10 Nrn . 1, 2 M E G ) . Die 
Landeszentrale wirkt entsprechend den Erfordernissen 
der Raumordnungs- und Strukturpolitik landesweit auf 
die Bildung örtlicher Kabelgesellschaften hin und kann 
örtliche Kabelgesellschaften mit den überört l ichen Auf-
gaben betrauen (Art . 22, 24 M E G ) . Sie ist zu Anord-
nungen gemäß folgender Ermächt igung befugt: 
Ar t . 15 Anordnungen 
(1) Die Landeszentrale kann gegenüber Kabelgesell-
schaften, Anbietern und Betreibern zur Einhaltung der 
Vorschriften dieses Gesetzes und der nach diesem 
Gesetz erlassenen Satzungsbestimmungen und Richtli-
nien die erforderlichen Anordnungen treffen. Sie kann 
verlangen, daß ihr Anbieter und Kabelgesellschaften 
Beiträge vor der Sendung vorlegen. 
(2) Hat ein Anbieter in einer bereits verbreiteten 
Rundfunksendung gegen die Grundsätze des A r t . 4 
verstoßen, kann die Landeszentrale auch anordnen, daß 
zu Lasten der Sendezeit dieses Anbieters auf dessen 
Kosten ein Beitrag verbreitet wird, der geeignet ist, den 
Verstoß auszugleichen. 
V o n den Teilnehmerentgelten, die von den Kabelge-
sellschaften jeweils für das von ihnen organisierte 
Programm festgelegt werden, steht ein Vomhundertsatz 
der Landeszentrale zu. V o n den Einnahmen, die den 
Kabelgesellschaften aus den - von der Landeszentrale zu 
genehmigenden - Vereinbarungen mit den Anbietern 
zufließen, erhält die Landeszentrale einen Vomhundert-
satz, der zusammen mit den sonstigen Einnahmen die 
Kosten deckt (Art . 28 Abs . 2, 3 M E G ) . 
Die örtlichen K a b e l g e s e l l s c h a f t e n haben u.a. die Auf-
gabe, lokale Rundfunkprogramme oder lokale Rund-
funksendungen als Tei l eines landesweiten Rundfunk-
programms (lokales Fensterprogramm) aus Beiträgen 
der Anbieter zu organisieren (Art . 22 Abs . 2 Nr . 1 
M E G ) . Die überörtl ichen Kabelgesellschaften haben 
u.a. die Aufgaben, überörtl iche Rundfunkprogramme 
aus Beiträgen der Anbieter zu organisieren und mit den 
örtlichen Kabelgesellschaften bei der Entwicklung loka-
ler Fensterprogramme zusammenzuarbeiten (Art . 24 
Abs . 2 Nrn . 1, 2 M E G ) . Die Kabelgesellschaften regeln 
durch Vereinbarung mit den Anbietern Einzelheiten 
über die einzubringenden Angebote (bes. über Sende-
zeiten, Entgelte und Urheberrecht) und legen in Verträ-
gen mit den Betreibern die Bedingungen für die Verbrei-
tung der lokalen Rundfunkprogramme fest (Art . 25 
Abs . 2, 23 Abs . 3, 24 Abs . 4 M E G ) . 
Die Kabelgesellschaften sind privatrechtliche Han-
delsgesellschaften. Bei ihrer Gründung müssen jeden-
falls die von dem örtlichen Wirkungsbereich berühr ten 
kommunalen Gebietskörperschaften, die örtlichen ge-
meinnützigen Organisationen mit kultureller Zielset-
zung und die örtlichen Anbieter von Rundfunksendun-
gen einschließlich der örtlichen Zeitungs- und Zeitschrif-
tenverlage die Möglichkeit einer angemessenen Beteili-
gung erhalten (Art . 22 Abs . 3 M E G ) . Sie haben die 
finanziellen und organisatorischen Bedingungen für die 
Benutzung ihrer Einrichtungen so zu gestalten, daß 
Meinungsvielfalt, vor allem kulturelle, kirchliche und 
soziale Anliegen, und die Beteiligung neuer, insbes. 
mittelständischer Anbieter gefördert werden (Art . 23 
Abs . 1, 24 Abs . 4 M E G ) . Die Tätigkeit der Kabelgesell-
schaften unterliegt einem Genehmigungsvorbehalt zu-
gunsten der Landeszentrale (Art . 22 Abs . 4 M E G ) . Die 
Finanzierung der Kabelgesellschaften erfolgt aus dem 
Aufkommen der Teilnehmerentgelte, die von der Kabel-
gesellschaft für das von ihr organisierte Rundfunkpro-
gramm festgelegt werden sowie gegebenenfalls aus dem 
Aufkommen der Werbeeinnahmen; aus diesem Auf-
kommen fließen den Kabelgesellschaften Einnahmen 
nach Maßgabe der Vereinbarungen mit den Anbietern 
zu (Art . 28 Abs . 1 und 3, 25 Abs . 2 und 5 M E G ) . 
9 BayVerfGH aaO.,S. 50. 
10 Siehe zuvor schon BayVerfGH VGHE 30, 78. 
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Über die Beteiligung der A n b i e t e r , die im Rahmen des 
von der Landeszentrale veranstalteten öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks Beiträge »gestal ten«, aus denen die 
Kabelgesellschaften Rundfunksendungen oder -pro-
gramme »organisieren«, bestimmt A r t . 25 Abs . 1 Satz 1 
M E G : »Jeder kann den Kabelgesellschaften Rundfunk-
programme und -Sendungen anbie ten« . Einzelheiten 
über die einzubringenden Angebote werden du rch -von 
der Landeszentrale zu genehmigende - Vereinbarungen 
der Kabelgesellschaft mit dem Anbieter geregelt. Die 
Genehmigung der Vereinbarung m u ß von der Landes-
zentrale widerrufen werden, wenn nachträglich die 
Voraussetzungen entfallen sind, an welche die Erteilung 
der Genehmigung kraft Gesetzes gebunden ist, und auch 
durch Anordnungen nach A r t . 15 M E G diese Voraus-
setzungen nicht sichergestellt werden können . Die Lan-
deszentrale kann grundsätzliche Fragen über den Inhalt 
der Vereinbarungen und der sonstigen Nutzungsbedin-
gungen für die technischen Einrichtungen durch Satzung 
regeln (Art . 25 Abs . 2 und 3, 26 M E G ) . D ie Vereinba-
rungen nach A r t . 25 Abs . 2 M E G sind privatrechtliche 
Verträge. 
3. D i e öffentlich-rechtliche Trägerschaft des R u n d f u n k -
b e t r i e b s u n d d i e R e c h t s s t e l l u n g der p r i v a t e n A n b i e -
t e r 
Die v e r f a s s u n g s g e r i c h t l i c h e Überprüfung des Medien-
erprobungs- und -entwicklungsgesetzes hat die starke 
Stellung der Landeszentrale gegenüber den Anbietern -
und den Kabelgesellschaften - im Lichte einer strengen 
Auslegung des öffentlich-rechtlichen Organisations- und 
Veranstaltungsvorbehalts in A r t . l i l a A b s . 2 Satz 1 B V 
bekräftigt. »Eigenverantwortl icher Veranstalter von 
Rundfunk ist nach dem Medienerprobungs- und 
-entwicklungsgesetz allein die Landeszentrale, wobei 
freilich Kabelgesellschaften und Anbieter in das Grund-
gefüge des Rundfunkbetriebs eingebunden sind. Eine 
>innere Rundfunkfreiheit< .. . im Verhäl tnis zwischen 
Kabelgesellschaften und Anbietern einerseits und der 
Landeszentrale andererseits besteht nicht. Die Verfas-
sungslage in Bayern schließt es aus, Privatpersonen als 
Träger eines Grundrechts der Rundfunkfreiheit im 
Sinne einer Rundfunkunternehmerfreiheit anzuse-
h e n « 1 1 . 
»Das Medienerprobungs- und -entwicklungsgesetz hat 
sich zwar für ein Model l entschieden, in dem die 
Aufgaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunkträgers in 
großem Umfang unter Einbindung von Privaten dezen-
tralisiert und delegiert werden. Das änder t aber nichts 
daran, daß die Privaten nicht aus eigenständigen Grund-
rechtspositionen heraus Rundfunk betreiben, sondern 
nur Mitwirkende bei der Veranstaltung öffentlich-recht-
lich getragenen Rundfunks sein dürfen.« Die Kabelge-
sellschaften organisieren dementsprechend nicht »eigen-
verantworteten Rundfunk«, sondern sind »nur in das 
System des öffentlich-rechtlichen Rundfunkbetriebs ein-
bezogen«. »Kabelgesellschaften und Anbieter unterlie-
gen kraft ihrer Einbeziehung in das System öffentlich-
rechtlich getragenen Rundfunks der Landeszentrale, die 
das Programm zu verantworten h a t « 1 2 . 
Die Kabelgesellschaften sind zwar privatwirtschaftli-
che Vereinigungen. Sie sind aber - ohne eigene Grund-
rechtssubjektivität - von vornherein in die öffentlich-
rechtliche Organisation des Rundfunks durch die Lan-
deszentrale eingebunden. Sie haben nur »eine eher 
dienende Funktion im System des öffentlich-rechtlich 
betriebenen Rundfunks«. Ihre Gründung dient letztlich 
dem Zweck, einen organisatorischen Unterbau für den 
dezentralisierten Rundfunkbetrieb durch die Landes-
zentrale zu schaffen. Es handelt sich um ein Model l , 
durch das erprobt werden soll, ob sich so »Rundfunk in 
öffentlich-rechtlicher Trägerschaft unter Einbindung 
von Privaten« organisieren l äß t 1 3 . 
Kernstück der verfassungsrechtlich unerläßlichen E i n -
griffs- und Gestaltungsbefugnisse der Landeszentrale ist 
die Ermächtigung zu Anordnungen gemäß Ar t . 15 
M E G . Die danach - wie der B a y V e r f G H ausführt -
umfassende Anstaltsgewalt der Landeszentrale ist nur 
das Spiegelbild dessen, daß Rundfunk allein durch die 
Landeszentrale veranstaltet wird, wenn auch in einer 
»dezentralen« Organisation. Wenn das Gesetz in so 
weitgehender Weise, wie geboten und geschehen, priva-
te Kabelgesellschaften und Anbieter in ein öffentlich-
rechtlich verantwortetes Rundfunksystem einbeziehe, 
sei eine wirksame Eingriffsbefugnis der Landeszentrale 
in das Programm unentbehrlich. Die Anordnungen nach 
Ar t . 15 Abs . 1 Satz 1 M E G müssen danach die Landes-
zentrale in die Lage versetzen, in Betät igung ihrer 
Anstaltsgewalt unmittelbar auf die Programmgestaltung 
einzuwirken, wenn sie dies für erforderlich hält , um ein 
Programm nach Maßgabe der rechtlichen Anforderun-
gen sicherzustellen. Aus dieser umfassenden Programm-
verantwortung der Landeszentrale erklären sich auch die 
Befugnisse, die Sendefähigkeit eines Beitrags zu beurtei-
len (Art . 15 Abs . 1 Satz 2 M E G ) , und die Befugnis, die 
Verbreitung bestimmter Programme anzuordenen, ein-
schließlich der Möglichkeit, selbst Programmbei t räge 
herzustellen oder herstellen zu lassen, um den gebotenen 
Vielfaltsausgleich bewirken zu können (Art . 15 Abs . 2 
M E G ) 1 4 . 
Das p r i v a t e U n t e r n e h m e n s i n t e r e s s e der A n b i e t e r wird 
in der - verdeckt verfassungskonformen - Auslegung des 
M E G durch den B a y V e r f G H gänzlich durch die öffent-
11 BayVerfGH aaO., S. 47 f. 
12 BayVerfGH aaO., S. 55 f. 
13 BayVerfGH aaO., S. 48 f. 
14 BayVerfGH aaO., S. 44. 
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lich-rechtlichen Programmentscheidungsbefugnisse der 
Landeszentrale überlagert . Der innere Widerspruch der 
gefundenen Auslegung, der in gewissem Umfang ein 
innerer Widerspruch des Gesetzes selbst ist, wird nur 
wenig dadurch verhüllt , daß das Gericht die Rechtsstel-
lung der Anbieter und der Kabelgesellschaften in dem 
»System des öffentlich-rechtlichen Rundfunks« mit den 
unscharfen Metaphern des »Einbeziehens« und des 
»Einbindens« umschreibt. M i t der Auffassung, daß die 
»Einbeziehung« der Gemeinden in die unmittelbare 
Programmgestaltung nach A r t . 25 Abs . 1 Satz 2 a.F. 
M E G mit der Rundfunkfreiheit unvereinbar se i 1 5 , wird 
in der Entscheidung des Gerichts selbst dokumentiert, 
daß die Anbieter trotz ihrer »Einbindung« dennoch 
einen Einfluß auf die Programmgestaltung haben und 
nach dem M E G auch haben dürfen. Das kann auch nicht 
anders sein, da doch das M E G überhaupt nur sinnvoll 
vollziehbar ist, wenn private Anbieter mit eigenem 
Programminteresse in Erscheinung treten und sich in das 
öffentlich-rechtliche System »einbeziehen« lassen, ge-
nauer: durch Vereinbarung mit einer Kabelgesellschaft 
eine gesetzlich geordnete und gesicherte Rechtsstellung 
gegenüber der Kabelgesellschaft und der Landeszentrale 
erwerben. D a ß die Bedingungen des Vertragsschlusses 
öffentlich-rechtlichen Anforderungen unterliegen und 
daß die Einhaltung der vereinbarten und der kraft 
Gesetzes bestehenden Anforderungen den - weitrei-
chenden - Eingriffsbefugnissen der Landeszentrale un-
terworfen ist, änder t nichts daran, daß in der Hand des 
Anbieters eine eigene rundfunkrechtliche Rechtsposi-
tion im Sinne einer - öffentlich-rechtlich und vertraglich 
gebundenen - Programmgestaltungsbefugnis entsteht 
und besteht. Überdies besteht auch schon vor Abschluß 
der Vereinbarung ein rundfunkrechtlicher Rechtsan-
spruch des Anbieter-Interessenten auf eine gesetzmäßi-
ge Ausübung der Vertragsschließungsfreiheit durch die 
Kabelgesellschaft und auf eine gesetzmäßige Ausübung 
des Genehmigungsvorbehalts durch die Landeszentrale. 
Das M E G wil l private Rundfunkinitiative nicht aus-
schließen oder behindern, sondern ermöglichen. Das ist 
ohne rundfunkrechtliche Rechtspositionen nicht erreich-
bar, und insoweit gibt es im Rahmen des öffentlich-
rechtlichen Organisations- und Veranstaltungsvorbe-
halts der Landeszentrale auch in Bayern privaten Rund-
funk. 
Eine weitere, hier nicht zu vertiefende Frage besteht 
im Hinblick auf die rigorose Rechtsauffassung des 
BayVerfGH,daß die privaten Anbieter nicht den Schutz 
der Rundfunkfreiheit genießen. Immerhin ist zu beden-
ken, daß hier ein Unterschied zwischen dem Grundrecht 
der Bundesverfassung (Art . 5 Abs . 1 Satz 2 G G ) und 
dem Ar t . 111 a B V besteht. Das bundesrechtliche 
Grundrecht kann nicht durch bayerisches Verfassungs-
recht verkürzt werden (Art . 142 G G ) . Der bayerische 
Verfassungs- und Gesetzgeber kann in den Grenzen des 
Ar t . 5 Abs . 1 Satz 2 G G die Rundfunkverfassung für 
Bayern gestalten, auch in durchgehend öffentlich-recht-
licher Organisations- und Veranstaltungsform. Eine 
Rundfunkunternehmensfreiheit besteht nach A r t . 5 
Abs . 1 Satz 2 G G nicht. Soweit aber auf der Grundlage 
und nach M a ß g a b e des Landesrechts kraft eigener 
rundfunkrechtlicher Rechtsposition Rundfunkprogram-
me oder -Sendungen eingebracht oder veranstaltet wer-
den, in welcher öffentlich-rechtlichen Einbindung auch 
immer, kann diese Rundfunktät igkei t entsprechend der 
»Entscheidung des Grundgesetzes für die Zulässigkeit 
privaten R u n d f u n k s « 1 6 den Schutz des Grundrechts in 
Anspruch nehmen. Dieser Schutz besteht jedenfalls 
gegenüber dem Staat; es ist zumindest zweifelhaft, ob er 
bei einer öffentlich-rechtlichen Ausgestaltung i .S.d. A r t . 
l i l a Abs . 2 B V in Verb , mit dem M E G gegenüber einer 
mit hoheitlichen Befugnissen ausgestatteten Anstalt 
allein wegen dieser Ausgestaltung von vornherein entfal-
len kann. Selbst für A r t . l i l a B V ist nicht ohne weiteres 
anzunehmen, daß das mit A r t . 111 a Abs . 1 garantierte 
Grundrecht sich subjektiv auch dann auf den in Ar t . 111 
a Abs . 2 vorgeschriebenen öffentlich-rechtlichen Träger 
beschränkt , wenn das Gesetz eine Beteiligung privater 
Anbieter an der Rundfunkveranstaltung vorsieht und 
zuläßt. Das Gesetz jedenfalls kann nicht darüber befin-
den, ob und in welchem M a ß die von ihm geschaffenen 
oder ermöglichten Rechte Privater den Schutz der 
Rundfunkfreiheit genießen. Ob die Privaten »aus eigen-
ständigen Grundrechtspositionen heraus« Rundfunk be-
treiben, kann somit nicht nach dem M E G , sondern nur 
nach Ar t . 5 A b s . 1 Satz 2 G G und A r t . 111 a B V beurteilt 
werden. 
H L »Finanzierung besonderer Aufgaben« der Landes-
zentrale mit Hilfe eines Anteils an dem Aufkom-
men der Rundfunkgebühr 
1 . D i e n a c h A r t . 6 des R u n d f u n k s t a a t s v e r t r a g s e r l a u b t e 
F i n a n z i e r u n g besonderer A u f g a b e n u n d der l a n d e s -
r e c h t l i c h e V o r b e h a l t zugunsten B a y e r n s i n A r t . 15 
R u n d f u n k s t a a t s v e r t r a g 
Die Bestimmung des A r t . 6 R u n d f u n k s t a a t s v e r t r a g 
läßt es zu, daß die L ä n d e r einen zusätzlichen Ante i l an 
der einheitlichen Rundfunkgebühr in Höhe von 2 v . H . 
für die Finanzierung besonderer Aufgaben verwenden, 
darunter die »Zulassungs- und Aufsichtsfunktionen« der 
für private Veranstalter nach Landesrecht zuständigen 
Stellen. Soweit der Ante i l an der Rundfunkgebühr nicht 
für die aufgezählten besonderen Aufgaben in Anspruch 
genommen wird, steht er - ggf. nach Maßgabe einer 
15 BayVerfGH aaO., S. 51. 
16 BVerfG, Urt. vom 4.11.1986, ZUM 1986, 602ff., Gründe 
C.I.3. 
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landesgesetzlichen Zweckbestimmung - der jeweiligen 
Landesrundfunkanstalt zu. Eine Protokollerklärung der 
Ministerpräsidenten besagt, daß die Regierungschefs der 
Länder übereinst immen, daß der zusätzliche Ante i l an 
der Rundfunkgebühr auch künftig nicht mehr als 2 v . H . 
betragen soll. 
M i t Rücksicht auf die nunmehr vorgesehene Finanzie-
rung besonderer Aufgaben aus dem Aufkommen der 
Rundfunkgebühr wird durch A r t . 13 Abs . 2 Rundfunk-
staatsvertrag der Staatsvertrag über die H ö h e der Rund-
funkgebühr und zur Änderung des Staatsvertrages über 
einen Finanzausgleich zwischen den Rundfunkanstalten 
vom 6. Juli/26. Oktober 1983 geändert . Die Rundfunk-
gebühr wird von bisher 16,25 D M (Grundgebühr 5,05 
D M , Fernsehgebühr 11,20 D M ) monatlich auf 16,60 D M 
(Grundgebühr 5,16 D M , Fernsehgebühr 11,44 D M ) 
monatlich angehoben; dies macht den in A r t . 6 Rund-
funkstaatsvertrag genannten »zusätzlichen Anteil« an 
der einheitlichen Rundfunkgebühr in H ö h e von 2 v . H . 
aus. Der neu gefaßte A r t . 3 des Staatsvertrages über die 
H ö h e der Rundfunkgebühr etc. regelt die Einzelheiten. 
Die Geltung der neuen Vorschriften über die Rundfunk-
gebühr wird zunächst für die Zeit vom 1. Januar 1988 bis 
zum 31. Dezember 1988 festgelegt, ihre Fortgeltung wird 
für die nächste Rundfunkgebührenerhöhung ab 1. Ja-
nuar 1989 in Aussicht genommen (Art . 13 Abs . 3 
Rundfunkstaatsvertrag). 
Die von den Leitern der Staats- und Senatskanzleien 
am 14. M a i 1987 einvernehmlich verabschiedete Begrün-
dung zum Rundfunkstaatsvertrag 1 7 erläutert die Grund-
lagen und die einzelnen Abreden des Vertragswerks. Sie 
betont, daß einheitliche Regelungen, u.a. zur Aufsicht 
über den privaten Rundfunk einschließlich der Finanzie-
rung externer Aufsichts- und Kontrollorgane für den 
privaten Rundfunk (siehe A r t . 6 und 12 des Vertrages) 
und zur Anpassung des Rundfunkgebührenrechts (siehe 
A r t . 3 und 13 des Vertrags) erforderlich waren. 
Der landesrechtliche Vorbehalt in A r t . 15 R u n d f u n k -
s t a a t s v e r t r a g trägt der besonderen verfassungsrechtli-
chen Lage des Rundfunks in Bayern Rechnung. Für die 
Auslegung dieses Vorbehalts, vor allem der Klausel 
»Finanzierung der landesgesetzlich bestimmten Aufga-
ben der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien im 
Rahmen der öffentlich-rechtlichen Trägerschaft« wird zu 
beachten sein, daß nach A r t . 15 Satz 2 Rundfunkstaats-
vertrag im übrigen die für private Veranstalter geltenden 
Bestimmungen des Staatsvertrages auf Anbieter nach 
bayerischem Recht entsprechende Anwendung finden. 
Der Rundfunkstaatsvertrag respektiert also, daß nach 
A r t . 111 a Abs . 2 B V eine Zulassung eigenverantwort-
lich tätiger privater Rundfunkveranstalter ausgeschlos-
sen ist, setzt aber ungeachtet dessen voraus, daß es in 
Bayern eine Beteiligung privater Anbieter unter der 
öffentlich-rechtlichen Trägerschaft und der öffentlichen 
Verantwortung der Landeszentrale gibt 1 8 . Der Satz, daß 
eine Finanzierung privater Veranstalter aus der Rund-
funkgebühr - vorbehaltlich der Finanzierung der aufge-
zählten besonderen Aufgaben - unzulässig ist (Art . 6 
Abs . 3 Rundfunkstaatsvertrag), gilt demnach in entspre-
chender Anwendung auch für Bayern. 
2. D i e neuen A u f g a b e n der L a n d e s z e n t r a l e n a c h dem 
n o v e l l i e r t e n M e d i e n e r p r o b u n g s - u n d - e n t w i c k l u n g s -
gesetz 
Die N o v e l l e zum M e d i e n e r p r o b u n g s - u n d - e n t w i c k -
lungsgesetz sieht eine Erweiterung der Aufgaben der 
Landeszentrale im Hinblick auf das verfassungsgericht-
lich gebilligte Organisationsmodell der Beteiligung pri-
vater Anbieter an der Veranstaltung von Rundfunk in 
Bayern und eine Mitfinanzierung von Aufgaben der 
Landeszentrale aus Mitteln der allgemeinen Rundfunk-
gebühr vor. 
Die Landeszentrale hat nach dem neugefaßten A r t . 10 
Satz 1 Nr . 2 M E G auf eine Zusammenarbeit der Kabel-
gesellschaften mit den Anbietern und Betreibern hinzu-
wirken, insbesondere zur Erreichung wirtschaftlich trag-
fähiger Rahmenbedingungen für die Rundfunkprogram-
me. Hierzu weist die Begründung auf die bisherigen 
Erfahrungen hin, die gezeigt hä t ten , daß zur Gewährlei-
stung möglichst umfassender Meinungsvielfalt tragfähi-
ge wirtschaftliche Grundlagen für die von den Kabelge-
sellschaften organisierten Rundfunkprogramme erfor-
derlich seien 1 9 . 
In einer weiteren Änderung wird der Landeszentrale 
aufgegeben, die Vielfalt der Rundfunkprogramme ein-
schließlich der technischen Voraussetzungen für ihre 
Verbreitung mit den hierfür zur Verfügung stehenden 
Mitteln unter Beachtung der Grundsätze des A r t . 23 
Abs . 1 zu fördern (Art . 10 Satz 1 N r . 9 M E G ) . Die 
Begründung erläutert diese Änderung wie folgt: »Bay-
ern hat schon bisher im Medienförderungsprogramm 
insgesamt 2 M i o D M in den Jahren 1986 und 1987 zur 
Förderung bestimmter Programmangebote, vor allem 
kirchlicher, sozialer und kultureller A r t zur Verfügung 
gestellt. Die Staatsregierung hat damit zum Ausdruck 
gebracht, daß ihr die Sicherung der Quali tät der neuen 
Programmangebote privater Anbieter ein besonderes 
Anliegen ist. Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat 
in seiner Entscheidung vom 21. November 1986 deutlich 
gemacht, daß auch bei den Programmen privater Anbie-
ter unter öffentlich-rechtlicher Trägerschaft auf einen 
bestimmten Quali tätsstandard nicht verzichtet werden 
kann. D e m müssen die Regelungen über die Finanzie-
rung der neuen Programme Rechnung tragen. Deshalb 
17 Abgedruckt: IW-Medienspiegel, Jg. 11, 1987 Nrn. 11 und 12. 
18 Siehe die Begründung aaO., zu Artikel 15. 
19 Gesetzentwurf aaO., Begründung, B.l . zu § 1 Nr. 3 lit.a. 
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soll der Landeszentrale die zusätzliche Aufgabe zuge-
wiesen werden, die Vielfalt der von ihr verantworteten 
und öffentlich-rechtlich getragenen Rundfunkprogram-
me mit den hierfür zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mitteln zu fördern. Dabei soll auch der bei den Kabel-
gesellschaften entstehende technische Aufwand, bei-
spielsweise für Restversorgungsaufgaben, der zur Förde-
rung der Vielfalt von Programmen dient, eingeschlossen 
sein (Art . 10 Nr . 9). Die Grundsätze des A r t . 23 Abs . 1 
sind dabei zu beachten. Hierfür kommen vor allem 
Mittel aus der allgemeinen Rundfunkgebühr in Be-
t r ach t« 2 0 . 
Die Entscheidung über die Fördermaßnahmen nach 
A r t . 10 Satz 1 Nr . 9 wird dem Medienrat zugewiesen 
(Art . 11 Abs . 2 Satz 2 N r . 12 n .F. M E G ) 2 1 . 
Ü b e r die Finanzierung der Landeszentrale wird durch 
die neue Vorschrift des A r t . 20 Abs . 1 M E G - teils 
deklaratorisch, teils konstitutiv-bestimmt: Die Landes-
zentrale finanziert ihre Aufgaben nach A r t . 10 aus 1. 
Entgelten, 2. dem Ante i l an der Rundfunkgebühr nach 
A r t . 6 in Verbindung mit A r t . 15 Satz 1 des Rundfunk-
staatsvertrages, 3. sonstigen Einnahmen. In der Begrün-
dung zu dieser Vorschrift legt die Staatsregierung dar, 
durch die Über legungen des Verfassungsgerichtshofs in 
ihrer Auffassung bestärkt worden zu sein, daß zur 
Gewährleis tung qualitativ hochwertiger Programme (sc. 
der neuen, nach dem M E G veranstalteten Rundfunk-
programme) auch Mit te l der allgemeinen Rundfunkge-
bühr herangezogen werden müssen. Angesichts der 
Programmveranstaltung durch die Landeszentrale, wie 
im M E G geregelt, bestehe kein Grund, die Landeszen-
trale gebührenmäßig anders zu behandeln als den 
herkömmlichen öffentlich-rechtlichen Anstaltsrund-
funk, der zum größten Tei l aus der allgemeinen Rund-
funkgebühr finanziert werde, unabhängig davon, ob der 
Rundfunkteilnehmer dessen Programme auch tatsäch-
lich rezipiere. »Da die Landeszentrale nicht lediglich 
Aufsichtsbehörde ist, sondern öffentlich-rechtlicher Trä-
ger der nach dem M E G veranstalteten Rundfunkpro-
gramme, können auch ihre Aufgaben aus Mitteln der 
allgemeinen Rundfunkgebühr mitfinanziert w e r d e n « 2 2 . 
Die Novellierung des M E G gibt der Landeszentrale 
die Befugnis, die Vielfalt der Rundfunkprogramme mit 
dem Ante i l aus dem Aufkommen der Rundfunkgebühr 
zu fördern, den der Rundfunkstaatsvertrag zur Finanzie-
rung besonderer Aufgaben vorsieht. Diese Förderungs-
aufgabe betrifft nicht - oder nur beiläufig - die Kosten, 
die etwa durch Anordnungen nach A r t . 15 Abs . 2 M E G 
(Verbreitung eines Ausgleichsbeitrags bei Vers toß ge-
gen die Programmgrundsätze) entstehen könnte . Sie ist 
vielmehr auf die - offenbar als nicht fernliegend angese-
hene - Situation bezogen, daß private Anbieter nicht 
über die Leistungskraft verfügen, ein dem Vielfaltsprin-
zip genügendes Programm zu gestalten, oder sich nicht in 
der Lage sehen, ein derartiges Programm rentabel zu 
gestalten. Für diese Situation soll nicht die eigene 
Programmtätigkeit der Landeszentrale finanziell gesi-
chert, sondern vielmehr eine Förderung der Programm-
tätigkeit privater Anbieter gesetzlich zugelassen werden. 
Der Hinweis der Staatsregierung auf das bisherige 
Medienförderungsprogramm, das aus allgemeinen 
Steuermitteln finanziert wurde und in seinem Volumen 
weit hinter dem zu erwartenden Ante i l am Rundfunkge-
bührenaufkommen zurückbleibt, bestätigt, daß mit den 
neuen Vorschriften eine aus dem Rundfunkgebühren-
aufkommen dotierte Subventionskompetenz der Lan-
deszentrale zugunsten privater Programmanbieter ge-
schaffen wird. Die Klausel: »Förderung der Vielfalt der 
Rundfunkprogramme« ist ebensowenig geeignet, diese 
Ermächtigung zu Förde rmaßnahmen sachlich auf Grenz-
fälle oder eine besondere Situation der Gefährdung 
gleichgewichtiger Vielfalt zu begrenzen, wie die Formel: 
»Gewährleistung qualitativ hochwertiger Programme«, 
die in der Begründung verwendet wird. Es ist zweifel-
haft, ob durch eine restriktive Auslegung der Befugnis zu 
Förderungsmaßnahmen dieser A r t in rechtlich bere-
chenbarem Maße eine Beschränkung auf die eigentli-
chen Aufgaben der Landeszentrale gefunden werden 
kann, die sich von den rundfunkrechtlichen Rechtsposi-
tionen und den rundfunkunternehmerischen Interessen 
der privaten Anbieter auch im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk nach dem M E G trennen lassen. Die rechtli-
che Betrachtung kann also nicht umhin, die vorgesehe-
nen Regelungen auch als eine Ermächtigung zu rund-
funkrechtlichen Förderungsmaßnahmen für die Pro-
grammtätigkeit privater Anbieter anzusehen. 
IV. Rundfunk- und finanzrechtliche Grenzen der Ver-
wendung von Anteilen des Rundfunkgebührenauf-
kommens für Fördermaßnahmen zugunsten priva-
ter Rundfunkanbieter 
L R e c h t s g r u n d l a g e n der E r h e b u n g der R u n d f u n k g e -
bühr u n d der V e r t e i l u n g des Aufkommens 
Wer ein Rundfunkempfangsgerät zum Empfang be-
reithält (Rundfunkteilnehmer), hat nach den Bestim-
mungen des Staatsvertrages über die Regelung des 
Rundfunkgebührenwesens (Rundfunkgebührenstaats-
vertrag) vom 5. Dezember 1974 die Rundfunkgebühr-
eine Grundgebühr und ggf. zusätzlich eine Fernsehge-
bühr - zu entrichten. Der Anspruch auf Rundfunkge-
bühren steht der Landesrundfunkanstalt zu, in deren 
Anstaltsbereich das Rundfunkempfangsgerät zum Emp-
fang bereitgehalten wird. 
20 Gesetzentwurf aaO., Begründung, B.l . Zu § 1 Nr. 3, zu Buchst, 
d). 
21 Dazu Gesetzentwurf aaO., Begründung, B 1 Zu § 1 Nr. 4. 
22 Gesetzentwurf aaO., Begründung, B.l . Zu § 1 Nr. 8. 
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Die Vorschrift über die Verteilung des Aufkommens 
der Rundfunkgebühr in Ar t . 8 des Rundfunkgebühren-
staatsvertrages ist durch A r t . 13 Abs . 1 N r . 2 Rundfunk-
staatsvertrag neu gefaßt worden. Danach steht das 
Aufkommen aus der Grundgebühr der Landesrundfunk-
anstalt und in dem im besonderen Staatsvertrag über die 
H ö h e der Rundfunkgebühr bestimmten Umfang der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle zu, in deren Be-
reich das Rundfunkempfangsgerät zum Empfang bereit-
gehalten wird. Das Aufkommen aus der Fernsehgebühr 
steht der Landesrundfunkanstalt und in dem im beson-
deren Staatsvertrag über die H ö h e der Rundfunkgebühr 
bestimmten Umfang der nach Landesrecht zuständigen 
Stelle, in deren Bereich das Fernsehempfangsgerät zum 
Empfang bereitgehalten wird, sowie dem Z D F zu. 
Nimmt eine nach Landesrecht zuständige Stelle ihr 
zustehende Anteile an der Rundfunkgebühr nicht in 
Anspruch, stehen diese Anteile den Landesrundfunkan-
stalten zu. In Bayern ist die Landeszentrale die für 
private Anbieter zuständige Stelle im Sinne des Rund-
funkstaatsvertrags , des Rundfunkgebührenstaatsver-
trags und des besonderen Staatsvertrags über die H ö h e 
der Rundfunkgebühr (Art . 10 Satz M E G in der Fassung 
des Änderungsgesetzes) . Der Rundfunkstaatsvertrag 
hält daran fest und gewährleistet, daß für die in der A R D 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und 
das Z D F die Rundfunkgebühr die vorrangige Finanzie-
rungsquelle ist (Art . 3 Abs . 1 Satz 1 des Vertrages). E r 
bestimmt weiter, daß das Bereithalten eines Rundfunk-
empfangsgeräts auch künftig die Rundfunkgebühren-
pflicht begründet (Art . 3 Abs . 1 Satz 4 des Vertrages). 
2. D i e Rundfunkgebühr a l s öffentliche A b g a b e 
Die Rundfunkgebühr ist eine öffentliche A b g a b e , die 
für die Möglichkeit des Empfangs von Rundfunksendun-
gen, also für die »Benutzung« des Rundfunks als einer 
der Inanspruchnahme von jedermann eröffneten Veran-
staltung geschuldet w i rd 2 3 . Die Rundfunkgebühr hat 
Entgeltcharakter; sie wird - anders als die Steuer (siehe 
§ 1 Abs . 1 A b g O ) - als Gegenleistung für eine angebo-
tene Leistung erhoben, die aus der öffentlich-rechtlich 
organisierten und bewirkten »Gesamtveranstal tung« 
von Rundfunksendungen durch die Anstalten des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks besteht. V o n der anstaltli-
chen Benutzungsgebühr unterscheidet sie sich dadurch, 
daß sie nicht für eine tatsächliche Inanspruchnahme der 
durch eine bestimmte Anstalt zu einem konkreten 
Zeitpunkt angebotenen Leistung oder Nutzung zu zah-
len ist. Die Rundfunkgebühr ermöglicht es den öffent-
lich-rechtlich organisierten Rundfunkanstalten, den ih-
nen als Aufgabe öffentlicher Verwaltung über t ragenen 
Rundfunk zu betreiben 2 4 . Das Bundesverfassungsgericht 
hat in dem Urte i l zur Umsatzsteuerpflicht der Rund-
funkanstalten den Rundfunk als »Gesamtveranstal tung« 
gekennzeichnet und davon gesprochen, d a ß die für das 
Bereithalten des Empfangsgerätes zu zahlende »Ge-
bühr« nicht »Gegenleistung für eine Leistung, sondern 
das von den Ländern eingeführte Mit te l zur Finanzie-
rung der Gesamtveranstal tung« se i 2 5 . 
Neuere Systematisierungsversuche bilden neben der 
Verwaltungs- und der Benutzungsgebühr eine dritte 
Gruppe der »Verleihungsgebühren«, mit denen die 
Verschaffung eines vorteilhaften subjektiv-öffentlichen 
Rechts entgolten werde 2 6 . In dieser Sicht wird mit der 
Rundfunkgebühr im Sinne einer »Vorzugslast« und 
insofern beitragsähnlich eine Gegenleistung für die 
Gewährung (»Verleihung«) des Rechts erbracht, am 
Empfang von Rundfunksendungen teilzunehmen. A u f 
diese Weise entsteht eine Parallele zu der früher maß-
geblichen Rechtslage, wonach die Rundfunkgebühr sich 
als eine fernmelderechtliche Konzessionsabgabe dar-
stellte. Die Deutung als pauschalierte Benutzungsge-
bühr im Rahmen des öffentlich-rechtlich veranstalteten 
Gesamtsystems des Rundfunkwesens dürfte allerdings 
sachgerechter sein, wenn überhaupt an der Einordnung 
als »Gebühr« festgehalten wird. 
Die Gebührenfinanzierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks ist die folgerichtige Gestaltung angesichts 
des den Rundfunkanstalten zukommenden öffentlich-
rechtlichen Programmauftrags. Private Anbieter - auch 
soweit sie im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Rund-
funksystems gemäß A r t . 111 a Abs . 2 B V in Verb, mit 
dem M E G eine Programmtätigkeit entfalten - handeln 
auf der Grundlage privatautonomer und privatwirt-
schaftlicher Programmfreiheit 2 7. Sie kommen damit als 
Gläubiger der Rundfunkgebühr nicht in Betracht. Eben-
sowenig kann ihnen das durch die öffentlich-rechtliche 
Zweckbindung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
vorbehaltene Aufkommen aus der Rundfunkgebühr in 
einem Ante i l oder auf Grund einer besonderen Zutei-
lungsentscheidung zugewandt werden 2 8 . 
23 Zur rechtlichen Eigenart der Rundfunkgebühr siehe P. B a d u r a , 
Rundfunkfreiheit und Finanzautonomie, 1986, S. 18 ff. 
24 BayVerfGH VGHE 31,158/163 f. - Siehe auch BVerwGE 29,213; 
dazu W. Rudolf, Presse und Rundfunk, in: I. von Münch (Hrsg.), 
Besonderes Verwaltungsrecht, 7. Aufl., 1985, S. 785/820. 
25 BVerfGE 31, 314/329 f. - Die abweichende Meinung der Richter 
Geiger, R i n c k und Wand hebt stärker auf den Entgeltcharakter 
der Rundfunkgebühr ab (BVerfGE 31, 314, 337/343 ff.). 
26 P. Kirchhof, Die verfassungswidrige Investitionsabgabe im Sy-
stem öffentlicher Abgaben, ZIP 1984, 1423/1427, allerdings in 
kritischer Auseinandersetzung. 
27 Siehe BVerfG, Urteil vom 4.11.1986, ZUM 1986, 602 ff., Gründe 
C. II. 2. d. 
28 In allgemeiner Auseinandersetzung: K. Emmerichfü. Steiner, 
Möglichkeiten und Grenzen der wirtschaftlichen Betätigung der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, 1986, S. 62. Mit verfas-
sungsrechtlicher Zielsetzung: W. Schmitt, Der »Aufsichtsgro-
schen«. Verfassungsrechtliche Einwände gegen politische Anstö-
ße zur teilweisen Umwidmung der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkgebühr, MP 1986, S. 162. 
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3. F o l g e r u n g e n b e i e i n e r Q u a l i f i z i e r u n g der R u n d f u n k -
gebühr a l s S o n d e r a b g a b e 
Die neuere Praxis der parafiskalischen Abgaben und 
der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung zu diesen 
außersteuerl ichen »Sonderabgaben«29 hat dem Gedan-
ken Raum gegeben, Gebühren und Beiträge als außer-
steuerliche Entgeltabgaben zusammen mit sonstigen 
»Sonderabgaben« zusammenzufassen und den Steuern 
als allgemeinen Finanzierungs- und Deckungsmitteln für 
den Aufwand der öffentlichen Haushalte gegenüberzu-
stellen. D ie rechtsstaatlichen Grundsätze des Gebühren-
und Beitragsrechts, insbes. des Äquivalenzprinzip, er-
scheinen so als speziellere Anwendungsfälle allgemeiner 
rechtsstaatlicher Bindungen nicht-steuerlicher, d.h. 
zweckgebundener, öffentlicher Abgaben. 
Sonderabgaben sind eine außersteuerl iche, zweckge-
bundene Abgabe, die von einem begrenzten Kreis von 
Pflichtigen erhoben wird, die durch einen bestimmten 
öffentlichen Zweck verbunden sind. Das Aufkommen 
der Sonderabgabe bildet einen in seiner Verwendung 
durch den Zweck der Abgabe festgelegten Fonds. Die 
Zulässigkeit von Sonderabgaben ist zur Sicherung der 
bundesstaatlichen Kompetenzordnung und Finanzver-
fassung und zum Schutz der rechtsstaatlichen Garantien 
und Freiheiten, insbes. des allgemeinen Gleichheitssat-
zes, strengen Rechtfertigungsbedingungen unterworfen. 
Sonderabgaben können Finanzierungs- oder Leistungs-
zwecke verfolgen. 
Für die Einführung und Ausgestaltung einer Sonder-
abgabe gelten - auch wenn nur Finanzierungszwecke 
verfolgt werden - bestimmte materielle Erfordernisse, 
die eine rechtsstaatliche und grundrechtssichernde 
Funktion haben, aber auch die Aushöhlung der bundes-
staatlichen Kompetenzordnung verhindern sollen 3 0 . Das 
Bundesverfassungsgericht hat diese Erfordernisse fol-
gendermaßen zusammengefaßt : 
- Eine gesellschaftliche Gruppe kann nur dann mit 
einer Sonderabgabe in Anspruch genommen werden, 
wenn sie durch eine gemeinsame, in der Rechtsordnung 
oder in der gesellschaftlichen Wirklichkeit vorgegebene 
Interessenlage oder durch besondere gemeinsame Gege-
benheiten von der Allgemeinheit und anderen Gruppen 
abgrenzbar ist, wenn es sich also um eine in diesem Sinne 
»homogene« Gruppe handelt. 
- Die Erhebung einer Sonderabgabe setzt eine spezi-
fische Beziehung (»Sachnähe«) zwischen dem Kreis der 
Abgabepflichtigen und dem mit der Abgabenerhebung 
verfolgten Zweck voraus. Die mit der Abgabe belastete 
Gruppe muß dem mit der Abgabenerhebung verfolgten 
Zweck evident nähers tehen als jede andere Gruppe oder 
die Allgemeinheit der Steuerzahler. Aus dieser Sachnä-
he muß eine besondere Gruppenverantwortung für die 
Erfüllung der mit der außersteuerl ichen Abgabe zu 
finanzierenden Aufgabe entspringen. 
- Die außersteuerl iche Belastung von Angehörigen 
einer Gruppe setzt voraus, daß zwischen den Belastun-
gen und den Begünstigungen, die die Sonderabgabe 
bewirkt, eine sachgerechte Verknüpfung besteht. Das ist 
der Fa l l , wenn das Abgabeaufkommen im Interesse der 
Gruppe der Abgabepflichtigen, also »gruppennützig« 
verwendet w i r d 3 1 . 
Die Rundfunkgebühr kommt ihrer Eigenart nach den 
parafiskalischen Sonderabgaben zumindest nahe. Der 
Rechtsgrund ihrer Erhebung und die daraus resultieren-
de Zweckbindung der Verwendung werden verfassungs-
rechtlich neben den allgemeinen rechtsstaatlichen 
Grundsätzen durch die Garantie der Rundfunkfreiheit 
bestimmt; dies ist bei der Anwendung der Kriterien zu 
beachten, die für die Ausgestaltung des Rundfunkge-
bührenrechts maßgebend sind, wenn man auf die Zuord-
nung zu den Sonderabgaben abstellt (Homogeni tä t , 
Sachnähe, Gruppennützigkei t ) . Darin liegen die Aus-
gangspunkte zur Beurteilung der Frage, ob das Aufkom-
men der Rundfunkgebühr - mit der die Teilnehmer die 
»Gesamtveranstal tung« Rundfunk finanzieren - auch 
dafür herangezogen werden darf, den Programmauf-
wand privater Anbieter zu subventionieren, um die 
Vielfalt oder Quali tät des Programmangebots im Rah-
men des öffentlich-rechtlich organisierten und veranstal-
teten Rundfunks in Bayern zu sichern. 
E i n tragfähiger Grund dafür, den Rundfunkteilneh-
mer mit Hilfe der Rundfunkgebühr dafür in Anspruch zu 
nehmen, zur Finanzierung privater Rundfunkunterneh-
men beizutragen, ist nicht ersichtlich. Im System der 
Rundfunkfinanzierung entspricht der unternehmeri-
schen Tätigkeit im Rundfunkwesen die Finanzierung 
dieser Tätigkeit durch marktwirtschaftlich zu erzielende 
Preise, d.h. Teilnehmerentgelte aus privatrechtlichen 
Verträgen und Werbeeinnahmen (vgl. Ar t . 6 Abs . 3, 7 
Abs . 2 Rundfunkstaatsvertrag, A r t . 28 M E G ) . Soweit 
29 Antworten der Bundesregierung auf Kleine Anfragen betr. 
Parafiskalische Sonderabgaben (Quasi-Steuern), BTag Drucks. 
9/382 und 9/1580. - BVerfGE 73, 1 (Mengenabgabe nach dem 
Weinwirtschaftsgesetz); 55, 274 (Berufsausbildungsabgabe); 57, 
139 (Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehindertengesetz); 67, 
256 (Investitionshilfeabgabe). - R. Mußgnug, Die zweckgebunde-
ne öffentliche Abgabe, in: Festschrift für Ernst Forsthoff, 2. Aufl., 
1974, S. 259; W. Patzig, Steuern - Gebühren - Beiträge und 
»Sonderabgaben«, DÖV 1981,729; P. Henseler, Begriffsmerkma-
le und Legitimation von Sonderabgaben, 1984; P. Kirchhof, Die 
verfassungswidrige Investitionshilfeabgabe im System öffentlicher 
Abgaben, ZIP 1984, 1423; Th. M a u n z , Verfassungsrechtliche 
Folgerungen aus dem Investitionshilfeurteil, BayVBl. 1985, 161; 
F. Stäbler, Finanzrechtliche Auswirkungen des Investitionshilfe-
abgaben-Urteils, BayVBl. 1985,165; J. Hofmann, Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Investitionshilfegesetz (InvHG) -
Sonderabgaben und Grundgesetz, DVB1. 1986, 537. 
30 BVerfGE 55, 274/300 ff.; 67, 256/275 ff. 
31 »Fremdnützige« Sonderabgaben sind unzulässig, es sei denn, daß 
die Natur der Sache eine finanzielle Inanspruchnahme der 
Abgabepflichtigen zugunsten fremder Begünstigter aus triftigen 
Gründen eindeutig rechtfertigt (BVerfGE 55, 274/307). 
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ein öffentliches Interesse an der Förderung privater 
Programme oder Programmbei t räge besteht, kommen 
Finanzhilfen aus Steuermitteln, d.h. aus dem Staatshaus-
halt, in Betracht. Die Subventionierung im Wege von 
Finanzhilfen - wie nach dem bisherigen Medienförde-
rungsprogramm der Staatsregierung - und die Mitfinan-
zierung aus dem Rundfunkgebührenaufkommen sind 
nicht ohne weiteres gegenseitig austauschbare Instru-
mente der Medienpolitik, wie die Begründung der 
Staatsregierung zu dem Entwurf der M E G - N o v e l l e 
anzunehmen scheint 3 2. 
4. D a s System der R u n d f u n k f i n a n z i e r u n g 
Die auf Ar t . 15 des Rundfunkstaatsvertrages gestützte 
Verwendung des zusätzlichen Anteils an der Rundfunk-
gebühr für »besondere Aufgaben«, die über die Zweck-
bindungen des A r t . 6 Abs . 1 des Rundfunkstaatsvertra-
ges hinausgehen und in der Förderung der Vielfalt oder 
der Qualität privater Rundfunkprogrammbei t räge be-
stehen, läßt sich mit dem System der Rundfunkfinanzie-
rung nicht in Einklang bringen, an dem der Rundfunk-
staatsvertrag orientiert ist. Die Entscheidung der Bayeri-
schen Verfassung für einen ausschließlich öffentlich-
rechtlichen Rundfunk kann nicht als Medium und 
Rechtfertigung gerade für eine sonst verpönte Finanzie-
rung privater Veranstalter herangezogen werden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat, wenn auch im 
Hinblick auf eine Landesrundfunkanstalt, die finanzielle 
Sicherung der Programmaufgabe des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks als Bestandteil des Schutzes anerkannt, 
den das Grundrecht der Rundfunkfreiheit gewähr t 3 3 . 
Der Schutz des Grundrechts erstreckt sich grundsätzlich 
nicht auf einzelne Formen der Finanzierung. Entschei-
dend ist allein, daß die Finanzierung der Tätigkeit der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten hinreichend 
gesichert ist und daß den Anstalten auf diese Weise die 
Finanzierung derjenigen Programme ermöglicht wird, 
deren Veranstaltung ihren spezifischen Funktionen nicht 
nur entspricht, sondern auch zur Wahrnehmung dieser 
Funktionen erforderlich ist. Verfassungsrechtlich gebo-
ten ist nur die allgemeine Sicherung einer funktionsge-
rechten Finanzierung der Programme des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks; die Entscheidung, in welchen 
Formen dies zu geschehen hat, ist Sache des Gesetzge-
bers. 
Die rundfunkpolitische Gestaltungsfreiheit des Ge-
setzgebers, auf die das Bundesverfassungsgericht für die 
rechtliche Gewährleistung der Finanzierung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks abstellt, endet dort, wo eine 
Finanzierungsregelung in der Sache und im Ergebnis zu 
Zuwendungen an private Rundfunkunternehmen führt, 
sei es aus allgemeinen Steuermitteln, sei es aus dem 
Aufkommen der Rundfunkgebühr . Denn die Tätigkeit 
privater Anbieter fällt nicht in den Bezirk jener »Ge-
samtveranstaltung« Rundfunk nach dem Prinzip der 
gemeinnützig zu erfüllenden Programmaufgabe, deren 
Finanzierung die Rundfunkgebühr dient und allein 
dienen darf. 
32 Vgl. BVerfGE 55, 274/298: »Das Grundgesetz versagt es dem 
Gesetzgeber, Sonderabgaben zur Erzielung von Einnahmen für 
den allgemeinen Finanzbedarf zu erheben und das Aufkommen 
aus derartigen Abgaben zur Finanzierung allgemeiner Staatsauf-
gaben zu verwenden.« 
33 BVerfG, Beschluß vom 24.3.1987 - 1 BvR 147/86 und 478/86 -
Landesmediengesetz Baden-Württemberg, Umdruck, S. 58 f., 64 
ff. 
